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			Wichtige Entscheidungen in Lateinamerika

			Argentinien steht vor einschneidenden Reformen

			Von Georg Ismar, Denis Düttmann und Juan Garff
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			Rio de Janeiro - In Zeiten wachsender Unsicherheiten weltweit wird Lateinamerika für europäische Unternehmen wieder interessanter. Passend dazu hofft man auf den Abschluss eines Freihandelsabkommens zwischen der EU und dem südamerikanischen Mercosur-Verbund. Argentinien hat derzeit die G20-Präsidentschaft inne, in Buenos Aires findet nach Hamburg der nächste Gipfel der 20 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer statt. Von Brasilien bis Mexiko: Selten stand der Doppelkontinent in so vielen Ländern vor so wichtigen Entscheidungen.

			- BRASILIEN: Das fünftgrößte Land der Welt wird zur Wundertüte 2018. Trotz politischer Dauerkrise und Korruptionsermittlungen gegen Hunderte Politiker wächst die Wirtschaft wieder langsam. Bei der Präsidentschaftswahl im Herbst könnte es das Comeback des einstigen linken Hoffnungsträgers Luiz Inácio Lula da Silva geben - sofern er nicht wegen anhängiger Korruptionsprozesse im Gefängnis landet. Aber auch rechte Populisten und Evangelikale gewinnen rasant an Einfluss. Die Stimmung ist angespannt: Hilfen für arme Bürger wurden gekürzt, die Rentenlast bremst Investitionen und 13 Millionen sind arbeitslos. Und die unter Sparzwängen leidende Polizei verliert die Kontrolle. Es gibt im Schnitt sieben Tötungsdelikte pro Stunde. Im Amazonasgebiet tobt zudem ein Kampf um die Ausweitung von Sojaanbau und Goldabbau - mehr Regenwaldabholzung gefährdet den Kampf gegen den Klimawandel.

			- KUBA: 2018 könnte für Kuba eine historische Zäsur bringen. Im April will Präsident Raúl Castro abtreten. Mit Spannung wird erwartet, ob der Nachfolger des Bruders von Revolutionsführer Fidel Castro echte Reformen auf der sozialistischen Karibikinsel umsetzt und die Öffnung forciert. Als Favorit gilt Vizepräsident Miguel Díaz-Canel. Nach der historischen Annäherung an die USA ist der Ton zwischen Washington und Havanna wieder frostiger geworden. US-Präsident Donald Trump verfügte neue Auflagen, die US-Unternehmen Geschäfte in Kuba erschweren.

			- MEXIKO: Mitte 2018 wird in Mexiko ein neuer Präsident gewählt. Nach den jüngsten Umfragen gilt ein alter Hase im Politgeschäft als Favorit: Der Linkspopulist Andrés Manuel López Obrador. Er könnte den Konflikt mit Washington weiter befeuern. Mit dem geplanten Bau einer Grenzmauer, einem härteren Vorgehen gegen illegale Einwanderer und der Neuverhandlung des Nafta-Freihandelsabkommens hielt US-Präsident Donald Trump schon 2017 die Nachbarn in Atem. Nach fünf Jahren im Amt ist Staatschef Enrique Peña Nieto äußerst unbeliebt. Für viele Mexikaner hat sich das Leben trotz der soliden Wirtschaftsentwicklung nicht verbessert. Auch die Sicherheitslage ist noch immer desolat: Die Festnahmen wichtiger Drogenbosse haben zu einer Zersplitterung der Verbrechersyndikate geführt, die sich nun erbittert bekämpfen.

			- VENEZUELA: Das Land entwickelt sich immer mehr zur ersten Diktatur in Südamerika seit Augusto Pinochet in Chile. Mit der Entmachtung des Parlaments und zunehmender Repression gegen die Opposition haben die Sozialisten um Präsident Nicolás Maduro die Macht gefestigt. Die Wahl des neuen Präsidenten könnte daher auf Frühjahr 2018 vorgezogen werden. Da Maduro mehrere Oppositionsparteien ausschließen will, könnte er einen - äußerst fragwürdigen - Sieg erringen. Aber die Krise und die weltweit höchste Inflation im ölreichsten Land der Welt bergen das Zeug zu einer Gewaltexplosion. Zudem droht dem Land die Pleite. Zieht Maduro die Zügel weiter an, könnte der Druck auf die USA, bisher größter Ölabnehmer, wachsen, einen Boykott zu verhängen - aber die fehlenden Einnahmen würden die humanitäre Krise weiter verschärfen. Schon jetzt sind mehrere Hunderttausend Bürger geflohen.

			- KOLUMBIEN: Einer der Hoffnungsträger in der Region - auch deutsche Unternehmen setzten verstärkt auf das Land wegen des historischen Friedensprozesses. Mehr als fünf Millionen Touristen pro Jahr besuchen das Land, das mit dem Slogan „magischer Realismus“ wirbt. Aber der Frieden mit der linken Farc-Guerrilla steht auf wackligen Beinen. Gelingt es, den Kokaanbau zurückzudrängen oder übernehmen andere Banden das Kokaingeschäft? Kann der Staat in den vielen bisher von der Guerrilla dominierten Gebieten die Kontrolle übernehmen? Entscheidend ist, wer bei der Wahl im Mai 2018 Nachfolger von Präsident Juan Manuel Santos wird, der nicht mehr antreten darf. Ein Unterstützer des Friedensprozesses oder einer aus dem Lager der Gegner, die die Farc-Guerrilleros am liebsten weiter bekämpfen wollen?

			- ARGENTINIEN: Die liberal-konservative Regierung von Präsident Mauricio Macri (Foto) arbeitet an der Abkehr von der linken, dirigistischen Politik der Vorgängerin Cristina Fernández de Kirchner. Ausländische Unternehmen investieren wieder und der Export von Soja und Fleisch soll weiter steigen. Eine Rezession wurde überwunden. Mit dem Rückenwind eines Siegs bei den Parlamentswahlen im Oktober will Macri Reformen im Steuerwesen, beim Arbeitsrecht und den Renten. Problematisch sind das Defizit und die Inflation, die Menschen leiden unter hohen Lebenshaltungskosten. Die G20-Präsidentschaft will man nutzen, um sich der Welt als attraktiver Investitionsstandort zu präsentieren. Der Gipfel findet in Buenos Aires mitten in der Stadt statt - Macri kann nur hoffen, dass ihm ein „zweites Hamburg“ erspart bleibt.
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			Die Woche in Argentinien

			Nazi-Devotionalien

			Buenos Aires - Nach der Entdeckung einer Sammlung von Nazi-Devotionalien in Argentinien müssen sich fünf Brüder vor Gericht verantworten. Den Männern werde Bildung einer kriminellen Vereinigung vorgeworfen, sagte Staatsanwalt Emilio Guerberoff am Mittwoch im Fernsehen. So sollen sie archäologische Fundstücke aus Europa, Asien und Afrika nach Argentinien geschmuggelt haben. Unter anderem sollen sie Zollbeamte bestochen haben, um die Artefakte ins Land zu bringen. Einige der Stücke wurden von der Weltkulturorganisation Unesco gesucht. Im Juni vergangenen Jahres sorgte der Fund der mysteriösen Sammlung mit Hitler-Büsten, Waffen und Reichsadlern für Aufsehen. Die Polizei war eigentlich dem illegalen Handel mit chinesischen Kunstobjekten und Mumien auf der Spur und stieß dabei in Buenos Aires im Hinterzimmer eines der nun Angeklagten auf die bisher größte Nazi-Sammlung im Land mit rund 75 Exponaten.

			Biopark geplant

			Zu einer grünen Oase in Großstadtnähe soll das Areal der einstigen Mülldeponie Villa Domínico umgestaltet werden. Dies sieht der Entwurf vor, der beim Gestaltungswettbewerb der Müllentsorgungsgesellschaft CEAMSE den ersten Platz gewonnen hat. Der Vorschlag der Architekten Raúl Allegrotti, Roberto Colombo und Luciano Dimaio beinhaltet einen Metropol-Biopark mit Wald, Bauernhof mit Tieren, Flächen für erneuerbare Energien, Aussichtspunkte zum Río de la Plata sowie ein Labyrinth aus Drahtschotterkästen und recycelten Gegenständen. Auf diese Weise sollen 343 der 400 Hektar der 2004 geschlossenen Deponie, genutzt werden. Das Gebiet, in dessen Boden Müll lagert, wird begrenzt von der Autobahn Buenos Aires / La Plata und dem Río de la Plata sowie dem Kanal Santo Domingo und der Trinkwasseraufbereitungsanlage AySA. Um mit dem Auto von der Hauptstadt zu dem Areal zu gelangen, braucht man zirka zehn Minuten. (AT/mc/dpa)
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			Keine Alternative zu Macri

			Von Juan E. Aleman

			In der gegenwärtigen politischen Konstellation besteht keine Alternative für die Regierung von Mauricio Macri. Der Peronismus ist einmal dank Cristina Kirchner tief gespalten, hat aber außerdem keine Führung und bietet auch keine echte Alternative. Er hat kein Programm. Viele Peronisten sind zudem zur PRO-Partei von Macri übergegangen, wie der Vorsitzende der offiziellen Fraktion in der Deputiertenkammer, Emilio Monzó, und der Deputierte Eduardo Amadeo, der unter Menem u.a. Staatssekretär für Sozialpolitik im Präsidialamt war. 

			Der Populismus der Kirchners war nur möglich, weil Menem die Wirtschaft in den 90er-Jahren strukturell saniert hatte, vornehmlich mit den umfassenden Privatisierungen, die Argentinien tief verändert haben. Heute würde der Populismus sofort in Hyperinflation ausarten. Der Macri-Regierung steht das Nichts gegenüber. Man kann sich nicht vorstellen, wie es im Land weiterginge, wenn Macri nicht mehr da wäre. Dies verleiht Macri eine besondere Machtstellung. 

			In der Bevölkerung verbreitet sich die Ansicht, dass es keine andere Möglichkeit gibt, als eine einigermaßen erfolgreiche Macri-Regierung. Denn wenn er scheitert, kommt es zu einem Zusammenbruch, der allen schadet. Es ist nicht so, dass die Meinung überwiegt, Macri sei ein guter Präsident, von dem man erwarten kann, dass er die schwierige Lage, die er geerbt hat, kurzfristig überwindet, sondern so, dass es keine andere Möglichkeit gibt, als ihn zu unterstützen und ihm, und uns allen, Glück zu wünschen.

			Die Kritik, die auf wirtschaftlichem Gebiet aufkommt, auch von der Opposition, richtet sich vornehmlich auf die untragbar hohen Zwillingsdefizite, nämlich das der Staatsfinanzen und das der Leistungsbilanz. Das ist keine politische, sondern eine konstruktive Kritik, die für Macri im Wesen eine Unterstützung für harte Maßnahmen darstellt.

			Die Zeiten ändern sich. Der angesehene Fachmann für Konsumstudien, Guillermo Olivetto, hat eine Umfrage durchgeführt, in der er festgestellt hat, dass die Stimmung sich bei den ärmeren Bevölkerungsschichten zu Gunsten der Macri-Regierung gewandelt habe. Die stark gestiegene Bautätigkeit, die vielen Asphaltierungen von Straßen in Armenvierteln, die Erweiterung der Versorgung mit Trinkwasser, die qualitative Verbesserung der Hospitaldienste und nicht zuletzt, der Metrobus, all das hat das Bild einer Regierung geschaffen, die sich konkret um die Menschen kümmert. Es besteht kein Zweifel, dass diese Regierung den Staat viel besser verwaltet als die von Cristina K., und das wird der Bevölkerung zunehmend bewusst.

			Der Peronismus ist auch durch die phänomenale Korruption der Kirchners geschwächt. Auch wenn sich peronistische Politiker jetzt von Cristina K. distanzieren wollen, können sie nicht vermeiden, dass ihnen vorgeworfen wird, dies jahrelang geduldet und Cristina politisch unterstützt zu haben. Korruption war in früheren Zeiten kein politisches Thema. Doch die Megakorruption der Kirchners ist etwas grundsätzlich anderes, und das wird zunehmend von der Bevölkerung erkannt.

			Die zahlreichen Gerichtsverfahren, die Cristina K. betreffen, werfen auch einen dunklen Schatten auf den Peronismus. Die Macri-Regierung, die diese Korruption aufgedeckt hat und sich bemüht, dass sich so etwas nicht wiederholt, erhält dabei Anerkennung. Es ist Cristina K u.a nicht gelungen, aus dem Fall der “Panama Papers”, der sich auf Dinge bezieht, die viele Jahre vor der Präsidentschaft von Macri geschehen sind und nichts mit seiner Regierung zu tun haben, politisches Kapital zu schlagen.
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			Im Blickfeld: Rohes neues Jahr?

			Von Martin Bialecki

			Washington - Vieles spricht dafür, dass es 2018 mehr Trump geben wird und nicht weniger. 2017 hat er nach eigener Einschätzung als das erfolgreichste erste Jahr aller US-Präsidenten absolviert. Er ist im Weißen Haus, weil er genau so ist, wie er ist. Trump will sich nicht, wird sich nicht, kann sich nicht ändern. Er dürfte unberechenbar wie ein Taschenspieler bleiben - 2018 erst recht. Denn für sein politisches Überleben ist Trump auf seine Basis angewiesen wie auf kaum etwas sonst. Die steht im Kern eisenfest, erodiert aber an den Rändern. Das dürfte Trump mit noch mehr Kampagne, Impulsivität und Isolationismus zu heilen versuchen.

			Dieses Mal könnte eine Strategie á la „Lasst Trump Trump sein“ für den Präsidenten allerdings schwierig werden. Mit den enorm wichtigen US-Halbzeitwahlen und großen internationalen Herausforderungen ist 2018 kein Zwischenjahr.

			Trump hat zunächst keine rasch umsetzbaren, großen und populären Ziele mehr. Was er über präsidiale Dekrete („executive order“) erreichen konnte, hat er großenteils getan. Und er hat aus seiner Sicht viel erreicht. Auch das spricht dafür, dass er noch kurzfristiger, sprunghafter und spontaner immer aufs Neue alle Aufmerksamkeit auf sich ziehen wird. „Der entfesselte Präsident. Wir können 2018 die volle Ladung Trump erwarten“, schrieb der Informationsdienst Axios. Trump wird weiter twittern, als sei jeder Tag sein letzter: die Einheit von Mann und Medium in den ununterbrochenen Erregungsschleifen der US-Medien. Anderes ist weniger gewiss.

			- AUSSENPOLITIK: Trump könnte die Befriedigung seiner Basis noch mehr mit Weltpolitik zu verknüpfen suchen. Das weitaus bedrohlichste Problem bleibt Nordkorea. Hier ist die Linie der USA undeutlich. Eine militärische Lösung gibt es nicht, eine diplomatische lehnt Trump nach außen ab. Untrennbar mit Pjöngjang verbunden ist das Verhältnis zu China. Von der Supermacht im Wartestand gab sich Trump zuletzt enttäuscht. US-Medien wollen wissen, dass Washington schon im Januar Konsequenzen zieht und Handelsrestriktionen gegen Peking erlässt.

			- HALBZEITWAHLEN: Wenn das gesamte Repräsentantenhaus und ein Drittel des Senats neu gewählt werden, hat die Partei des Präsidenten im Schnitt jeweils 32 Sitze und zwei Senatoren verloren. Jedes Mal seit dem Bürgerkrieg. 2018 reichen den Demokraten 24 Sitze für die Mehrheit im „House“. Aber selbst bei einer Anti-Trump-Welle wäre das kein Selbstgänger. Das Wahlsystem und auf Republikaner zugeschnittene Wahlbezirke (Gerrymandering) sprechen nicht für die Demokraten. Ihr eigener Zustand auch nicht. Dennoch gehen sie mit Rekordzustimmung in das neue Jahr.

			Werden sich nach dem Harvey-Weinstein-Moment und der #MeToo-Debatte um sexuellen Missbrauch und Übergriffe auch in der Politik deutlich mehr Frauen zur Wahl stellen? Sollten die Demokraten mit ihrer Hilfe das „House“ zurückholen, dürften sie mit einem Impeachment gegen Trump nicht lange zögern. Solch ein Amtsenthebungsverfahren dauert allerdings lange. Auch würde es die Spaltung der USA noch vertiefen.

			- INFRASTRUKTUR: Trump will bald ein Großprojekt für die in der Tat vielerorts marode Infrastruktur angehen, siehe jüngste Unglücke und Unfälle. Dafür braucht er die Demokraten, die Republikaner können dieses Projekt nicht einfach durchdrücken. Warum aber sollten ihm die Demokraten die Hand reichen, wenn ihnen im November ein Sieg winkt?

			- STEUERREFORM: Eine noch bessere Konjunktur könnte sich vor der Halbzeitwahl positiv für Trump auswirken. Oder die Folgen der Reform bewirken genau das Gegenteil, sollten die meisten Leute merken, dass sie am Ende weder mehr Geld noch einen neuen Job haben. In jüngsten Umfragen war die Reform sehr unbeliebt, aber das kann sich ändern. Die Demokraten geben sich sicher, eine Welle schlechter Laune über viele Ungerechtigkeiten zum Wahlsieg reiten zu können.

			- RUSSLANDERMITTLUNGEN: „Was weiß Robert Mueller, was wir nicht wissen“, fragt die „Washington Post“, wie weit werden die Befragungen des Sonderermittlers reichen, und wird er gefeuert werden? Nach jähem Abgang sah es zuletzt nicht mehr aus, aber in Trumps Welt werden auch 2018 Unberechenbarkeit und Spontaneität Konstanten bleiben - für alle. Energisches Erwartungsmanagement soll Mueller jetzt so schlecht machen wie möglich, etwaig schädliche Ergebnisse früh eindämmen. Es stehen die Verhandlungen der Trump-Mitarbeiter Paul Manafort und Rick Gates an. Und das, was Ex-Sicherheitsberater Mike Flynn weiß, Mueller schon gesagt hat oder noch sagen wird.

			- OFFENE FRAGEN: Steigen die USA auch noch aus dem Handelsabkommen Nafta aus? Wenn nicht, was für Konzessionen machen Kanada und Mexiko? Was geschieht mit dem iranischen Atomdeal, auch vor dem Hintergrund regimekritischer Proteste im Iran? Wie geht es weiter nach der Truppenaufstockung in Afghanistan? Wozu führt in Nahost die Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt Israels? Gibt es vor einer Abschiebefrist am 5. März eine Einigung für Hunderttausende der „Dreamers“, die als Kinder illegal in die USA gekommen waren?

			- PERSONALIEN: Es ist unsicher, ob Außenminister Rex Tillerson und der oberste Wirtschaftsberater Gary Cohn bleiben. Und was wird aus Tochter Ivanka und deren Ehemann Jared Kushner? Zahlreiche Abgänge stehen in der operativ sehr wichtigen zweiten Ebene im Weißen Haus an. (dpa)
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			Randglossen

			Der Monat Januar ist in Argentinien beliebtester Ferienmonat vor Februar. Mar del Plata im Süden der Provinz Buenos Aires und zahlreiche Ferienorte an der Küste von Mar del Tuyú im Norden über San Bernardo, Pinamar, Villa Gesell, Valeria del Mar, Ostende im Süden, sowie Bariloche, Villa La Angostura und andere in Patagonien werden besucht, darunter auch von Präsident Maurico Macri und seiner Familie. In der Folge ruht die Politik im Land, der Kongress tagt nicht bis Februar und die Politiker schweigen, was  ihnen sicherlich schwer fällt, denn ihr Beruf verleitet sie dazu, ihre Präsenz mit Reden und Gesprächen mit Journalisten zu untermauern. Im Februar werden Senat und Deputiertenkammer in außerordentlichen Sitzungen tagen, um Gesetzesprojekte der Exekutive zu behandeln, die für Präsident Macri Priorität genießen, womit die Innenpolitik wieder voll im Gang sein wird. Ob der Ferienmonat Januar nur als Ruhe vor dem Sturm gelten wird, wird sich im Februar zeigen.

			Wer hat den größeren? Natürlich Donald Trump. Das muss er zwar gar nicht sagen, jeder weiß das, aber Typen vom Schlage des US-Präsidenten protzen eben gerne. Vor allem, wenn sie provoziert werden. Das hat wieder einmal der nordkoreanische Diktator Kim Jong Un getan, als er in seiner Neujahrsansprache den Atomknopf erwähnte. Das konnte Donald natürlich nicht auf sich sitzen lassen. Schon am Folgetag klärte er die Welt darüber auf, dass seiner „größer & mächtiger“ sei und zudem „funktioniert“. Außerdem trägt man ihm das Teil in einem Koffer nach, es liegt nicht wie im Falle Kims auf einem Schreibtisch. Natürlich sind das nur postpubertäre Streitereien zweier Egomanen, aber was passiert, wenn sie ihre Dinger benutzen?

			Was wäre die Medienwelt ohne Donald Trump? Mehrmals täglich versorgt er uns mit Informationen, selbst in der nachrichtenärmsten Zeit kann man sich darauf verlassen, das aus Washington eine Twitter-Nachricht kommt. Trump selbst sieht das im übrigen genauso. Einer der Gründe für seine sichere Wiederwahl 2020 sei, dass „die Zeitungen, das Fernsehen, alle Arten von Medien untergehen werden, wenn ich nicht da bin, denn ohne mich werden ihre Einschaltquoten den Bach heruntergehen“, sagte der Präsident in einem Interview mit der „New York Times“. Das ist natürlich typisch Trump‘sche Selbstüberschätzung. Er ist wichtig, aber wenn er nicht mehr da wäre, würden vermutlich nur Satireprogramme ums Überleben kämpfen.
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			Steuereinnahmen: Dezember mit -14,6%, 2017 mit +24,6%  

			Die Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschließlich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Dezember 2017 mit $ 236,23 Mrd. um 14,6% unter dem Vorjahr, doch im ganzen Jahr 2017 mit $ 2,57 Bio. um 24,6% über dem Vorjahr, was etwa der Inflation entspricht. Doch das Jahresergebnis wurde stark durch die Weisswaschung beeinflusst, so dass bei den normalen Steuereinnahmen eine minimale Zunahme verzeichnet wurde. 

			Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:

			- Gewinnsteuer: Dezember: $ 53,06 asMrd, +25,1%; 2017: $ 555,02 Mrd., +28,2%

			- Mehrwertsteuer: Dez.: $ 71,94 Mrd.+31,8%; 2017: $ 765,34 Mrd., +31,2%. Der Erlös der MwSt. stieg weit über die Inflation, was höhere Umsätze und somit eine bessere Konjunktur zum Ausdruck bringt. Die Rückgabe der MwSt. an Exporteure lag im Dezember mit $ 2 Mrd. um 6,3% unter dem Vorjahr, und im Jahr 2017 mit $ 20,51 Mrd. um 245,7%  über 2016. Doch die Rückvergütungen (Subventionen für Exporte von Industrieprodukten) lagen im Dezember mit $ 1,1 Mrd. um 428,8% über dem Vorjahr, und waren 2017 mit $ 24,95 Mrd. um 66,5% höher als 2016. Die Regierung hat den Export auf diese Weise begünstigt, um den zurückgebeiebnen Wechselkurs teilweise auszugleichen.

			- Interne Steuern (auf Zigaretten, alkoholische Getränke, Luxusgüter u.a.): Dez.: $ 6,3 Mrd., +19,2%, 2017: $ 68,82 Mrd, +46,8%.

			- Exportzölle: Dez.: $ 3,72 Mrd., -4,9%, 2017: $ 66,12 Mrd.,-7,5%. Die Abschaffung der Exportzölle bei Weizen, Mais u.a. Arten, und die Verringerung bei Sojabohne haben sich stark ausgewirkt.

			- Importzölle: Dez.: $ 5,99 Mrd., +15,8%; 2017: $ 70,63 Mrd., +25,3%. Die Zunahme entspricht nicht der der Importe, weil Importe aus Mercosur-Staaten (an erster Stelle Brasilien), die besonders stark gestiegen sind, zollfrei sind.

			- Benzinsteuer: Dez.:$ 4,62 Mrd., + 46,6%, 2017: $ 46,59 Mrd., +45%. Trotz Preiserhöhung nahm der Benzinkonsum zu.

			- Weitere Brennstoffsteuern: Dez. $ 2,68 Mrd. ,+30,2%, 2017: $ 20,24 Mrd.,+52,9%.

			- Zusätzliche Brennstoffsteuern (auf Pressgas u.a.): $ 4,93 Mrd., +18,8%; 2017: $ 36 Mrd., +18,9%.

			- Persönliche Güter: Dez.: $ 2,09 Mrd., +50,3%; 2017: $ 22,16 Mrd., +13,4%. 

			- Schecksteuer: $ 17,64 Mrd.+35,6%; 2017: $ 172, 63 Mrd.,+31,3%. Der Erlös dieser Steuer macht 6,45% der gesamten Steuereinnahmen aus, so dass dievorgesehene schrittweise Abschaffung eine grosse Wirkung haben wird.

			- Sozialabgaben: Dez.$ 61,17 Mrd., +30,8%; Jahr 2017: $ 704,18 Mrd., +31,3%. Hier kommen die Lohnerhöhungen zum Ausdruck, aber auch eine Zunahme der legal Beschäftigten. 

			Vom gesamten Steuererlös erhielt die Nationalverwaltung im Dezember $ 93,32 Mrd., 44% weniger als im Vorjahr, und ganz 2017 $ 1,05 Mrd., 14% mehr als im Vorjahr, also real auch weniger. Das System der sozialen Sicherheit erhielt im Dezember $ 58,68 Mrd., 30,8% mehr, und 2017 $ 680,70 Mrd., 30,7% mehr. Die Provinzen erhielten im Dezember $ 72,59 Mrd., 33,8% mehr als im Vorjahr, und 2017 $ 756,58 Mrd., 35,4% mehr. Die sogenannten “nicht budgetären Ausgaben” (vornehmlich der Prozentsatz, der direkt an die AFIP abgeführt wird) lagen im Dezember mit $ 10,64 Mrd. um 7,3% über dem Vorjahr und im Jahr 2017 mit $ 93,37 Mrd. um 30,4% höher als 2016.
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			Erhöhung der Tarife beim Personentransport in Groß Buenos Aires

			Am Mittwoch kündigte Transportminister Guillermo Dietrich einmal eine stufenweise Erhöhung der Tarife des Personentansports per Omnibus, Eisenbahn und U-Bahn im Raum von Groß Buenos Aires an, und gleichzeitig ein neues System, bei dem diejenigen, die binnen zwei Stunden mehr als ein öffentliches Transportmittel verwenden, beim zweiten und dritten einen hohen Abschlag genießen. 

			Die Tarife liegen allgemein sehr niedrig, und decken auch nach der Erhöhung global nicht einmal die Hälfte der Kosten. In den letzten 19 Monaten wurden sie nicht erhöht. Im internationalen Vergleich liegen sie, auch nach den Erhöhungen, bestenfalls bei 20%. Schließlich sind sie in Groß Buenos Aires auch viel niedriger als im Landesinneren. Doch in der Stadt Buenos Aires und Umgebung besteht das Problem, dass viele Menschen täglich von weit her ins Zentrum reisen und einen kostendeckenden Tarif einfach nicht verkraften können. Diese Gegebenheit wurde jetzt zum ersten Mal voll berücksichtigt, womit die Macri-Regierung einen weiteren sozialen Fortschritt verzeichnet. 

			Die Änderungen sind wie folgt:

			- Beim Omnibus wird der Mindesttarif von $ 6 auf $ 8 im Februar, $ 9 im April und $ 10 im Juni erhöht. Die Zunahme beträgt im ersten Halbjahr 2018 68%.

			- Bei der Eisenbahn wird der Tarif von $ 4 (bei weniger als 12 Streckeneinheiten) im Februar auf $ 5,50, im April auf $ 6,25 und $ 6,75 im Juni erhöht. Die Zunahme beträgt insgesamt 68%.

			- Bei der U-Bahn steigt der Tarif von $ 7,50 im April auf $ 11 und im Juni auf $ 12,50. Insgesamt sind es 66%. Hier liegen die Tarife höher, weil Macri als Stadtchef bei der Übernahme der städtischen U-Bahnen schon eine starke Tariferhöhung verfügt hatte, mit der dennoch nur die Hälfte der Kosten gedeckt wurde. Bei der U-Bahn muss noch eine öffentliche Audienz durchgeführt werden.

			- Wer binnen 2 Stunden ein zweites öffentliches Verkehrsmittel verwendet, zahlt bei diesem nur den halben Tarif, und beim dritten (und eventuell vierten) nur ein Viertel. Diese Tarifstruktur ist verwaltungsmässig nur möglich, weil vor einem Jahrzehnt die SUBE-Karte schrittweise eingeführt wurde, die jetzt bei allen massiven Personentransportmitteln der städtischen Gegend eingesetzt werden kann und in jedem Fall registriert, wenn es sich um eine zweite oder dritte Fahrt handelt. Ohne das Informatik-System wäre dies faktisch nicht möglich. Und auch so ist es nicht einfach. Das Statistiche Amt (INDEC) muss jetzt ermitteln, wie dies  beim Index der Konsumentenpreise berücksichtigt wird.

			- Abgesehen von dieser Subvention verbleibt der soziale Tarif, mit 55% Abschlag, der für Rentner, Bezieher von Sozialplänen u.a. gilt. Ende 2015 umfasste dies 2 Mio. Menschen und jetzt 3,8 Mio.  

			Trotz der Tariferhöhungen verbleiben die Subventionen für diesen Bereich sehr hoch. Im Budget für 2018 sind dafür $ 98 Mrd. vorgesehen, gegen $ 104 Mrd. im Jahr 2017.
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			Defizit beim Handel mit oBrasilien 2017: $ 8,19 Mrd. 

			Der bilaterale Handel zwischen Argentinien und Brasilien ergab 2017 ein Defizit für Argentinien von $ 8,19 Mrd., was den weitaus größten Teil des gesamten argentinischen Handelsbilanzdefizites von ca. u$ 9 Mrd. ausmacht. Gegenüber dem Defizit von 2016, das u$s 4,33 Mrd. betrug, ergibt sich eine Zunahme von fast 90%.

			Die Importe aus Brasilien lagen im Jahr 2017 mit u$s 17,63 Mrd. um 31,4% über dem Vorjahr, und die Exporte nach dem Nachbarland lagen mit u$s  9,44 Mrd. um 3,8% unter dem Vorjahr. Die Exporte machten nur 53,54% der Importe aus. Das hohe Defizit ist weitgehend auf Kraftfahrzeugimporte zurückzuführen, bei denen das System des kompensierten Austausches nicht eingehalten wurde, so dass viel mehr importiert wurde, als es hätte sein sollen. Warum dies zugelassen wurde, wurde nicht erklärt. Allein im Dezember betrug das Defizit für Argentinien u$s 829 Mio., bei Importen von u$s 1.577 Mio. und Exporten von u$s 748 Mio. 

			Der bilaterale Handel mit Brasilien war von 1989 bis 2003 einigermassen ausgeglichen, meistens mit einem kleinen Überschuss zu Gunsten Argentiniens. Danach hatte Brasilien, mit Unterbechnungen, ein zunehmend positives Saldo. In den letzten Jahren wurde der bilaterale Handel auch durch den starken Rückgang des Bruttoinlandsproduktes in Brasilien (7% in den Jahren 2015 und 2016) beeinflusst, der die Exporte antrieb und die Importe bremste. Es wird jetzt erwartet, dass diese Wirkung mit der Erholung Brasiliens aufhört. Doch es besteht auch ein Wechselkursproblem.
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			Argentinien

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 18,78, gegen $ 18,79 eine Woche zuvor. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 55,70, gegen u$s 56,27 in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.12.20’18 bei $ 22,37, was einen Jahreszinssatz von 21,87% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 8,74%. 

			***

			Die argentinischen Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch allgemeine Baissen. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: unverändert; Argentina 2021: -0,18%; Argentina 2026: -0,84%; Argentina 2046: -1,54%; Bonar 2024: -0,30%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 444,17 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 424,08), und bei 24 Karat zu $ 634,52 ($ 695,70)

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 29.12.17 um 22,38%, wobei die Zunahme in 30 Tagen 11,77% betrug. Der Sprung zum Jahresende war dieses Jahr geringer als im Vorjahr. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm in der gleichen Periode um 28,69% zu.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 29.12.17 um 39,87% auf $ 2,02 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen in der gleichen Periode um 42,97% auf $ 1,41 Bio zu. Die Dollardepositen stiegen in dieser Periode um 25,29% auf u$s 30,92 Mrd., und die Dollarkredite um 62,06% auf u$s 15,07 Mrd. Während die Kredite im Pesobereich 69,80% der Depositen ausmachten, waren es im Dollarbereich nur 48,73%. Dennoch nehmen die Dollarkredite ständig zu, die bis zu 80% der Depositen betragen dürfen.

			***

			Im Dezember wurden 43.517 Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 16,9% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt der Agenturenverband Acara mit. Dies entspricht dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. Im Jahr 2017 waren es 900.942 Kfz., 26,9% über dem Vorjahr. Es war das zweitbeste Jahr der Geschichte, nach 2013 mit 956.632 Einheiten. Im Jahr 2017 war der VW-Gol das meistverkaufe Kfz (44.845 Einheiten), gefolgt vom Renault Sandero, dem Chevrolet Onix, dem Toyota Ethios, dem Chevrolet Prisma, dem Ford K, dem FIAT Palio, dem Peugeot 208, dem Ford Fiesta Kinetic und dem Ford Focus III.

			***

			Im Dezember wurden 56.788 Motorräder in das offizielle Register eingetragen, 20,9% über dem Vorjahr, berichtet der Agenturenverband Acara. Im ganzen Jahr 2017 waren es fast 687.966 Einheiten, 44,6% über dem Vorjahr, und die zweithöchste Zahl nach dem Rekordjahr 2013, als fast 750.000 Motorráder verkauft wurden.

			***

			Die Provinz Buenos Aires nahm 2017 eigene Steuern für $ 217,18 Mrd. ein, 37,4% mehr als 2016. Die Einnahmen stiegen um 13 Prozentpunkte über der Inflation. Dies wurde durch eine verbessrte Eintreibung erreicht, aber auch durch eine erhöhte Zahlung von Steuerschulden. Der Erlös der Stuer auf den Bruttoumsatz betrug $ 151,73%, 31,7% über dem Vorjahr. Diese Steuer macht fast 70% der gesamten provinziellen Steuereinnahmen aus, was die Abschaffung, bzw. Verringerung der Sätze, sehr schwierig macht.  Die Immobiliensteuer ergab $ 15 Mrd., 53% mehr als im Vorjahr, die Steuer auf Kfz. und Motorboote $ 19,72 Mrd., 48,6% mehrals im Vorjahr, und  die Stempelsteuer $ 21,52 Mrd, 66,6% über dem Vorjahr.

			***

			Die Zementlieferungen erreichten im Dezember 998.054 Tonnen, 5,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, und 15,1% über November 2017, berichtet der Verband der Fabrikanten. Die betonte Zunhme ist vornehmlich auf den Impuls der öffentlichen Bauten zurückzuführen.

			***

			Die internen Preise für Benzin und Dieselöl stehen unter Druck, nachdem der internationale Erdölpreis, bezogen auf die Brent-Sorte (die in Argentinien als Referenz gilt) am Mittwoch bei u$s 67,84 pro Barrel schloss, 1,9% über Dienstag und 6,5% über dem 1. Dezember 2017, als die letzte interne Preiserhöhung vorgenommen wurde.

			***

			In 12 Monaten zum Oktober 2017 nahm der Import von Bekleidung im Vergleich zur vorangehenden 12monatsperiode in Dollar um 72,3% und in Mengen um 112% zu, berichtet die Kammer der Bekleidungsindustrie (CIAI).

			***

			Der Schlachthof JBS, der bis Mitte 2017 der gleichnamigen brasilianischen Firma gehörte, und dann von der ebenfalls brasilianischen Minerva Foods übernommen wurde, und durch die Marken Swift und Cabaña Las Lilas bekannt ist, lag bei den Schlachtungen des Jahres 2017 mit 370.759 Rindern an erster Stelle, gefolgt von Frigorífico Rioplatense mit 257.559 Rindern, Frigorífico Gorina mit 256.652, Arre Beef mit 224.334, Frigorífico Penta mit 187.331, Ecocarnes mit 184.923, Coto mit 182.085, Frigolar mit 172.441, und Compañía Bernal mit 153.283 Rindern..

			***

			Durch Beschluss 1117 des Kabinettschefs (Amtsblatt vom 2.1.18) wurden die im Haushaltsgesetz für 2017 vorgesehenen Staatsausgaben um $ 11,04 Mrd. erhöht. Da gleichzeitig die Einnahmen um $ 3,44 Mrd. höher als das Plansoll waren, ergibt sich ein zusätzliches Defizit von $ 7,6 Mrd. 

			***

			Die monatlichen Beiträge des Haushaltspersonals für das Pensionierungsystems steigen ab 1. Januar (bei über 16 Wochenstunden) auf $ 811,15, und der Beitrag für die Versicherung von Arbeitsunfällen und –krankheiten steigt auf $ 230.

			***

			Der Durchschnittslohn eines eingetragenen Arbeiters betrug im 3. Quartal 2017 $ 17.184, und bei Schwarzarbeitern nur $ 7.991, berichtet das INDEC auf Grund der Umfrage bei Haushalten. Viele Schwarzarbeiter haben nur Teilzeitbeschäftigungen, was das niedrige Einkommen erklärt. 34,4% der Arbeitnehmer (fast 5 Mio. Menschen) zahlen keine Beiträge zum Sozialsystem, so dass sie kein Anrecht auf Pensionierung, Gesundheitsbetreuung, u.a. soziale Leistungen haben. Ein Jahr zuvor lag der Prozentsatz bei 33,8%. Gegenüber dem Vorjahr nahm die gesamte Beschäftigung im Abhängigkeitsverhältnis um 338.000 Personen zu, davon 216.000 legal eingetragen und 122.000 Schwarzarbeiter. 

			***

			Die Abschaffung der Verkaufssteuer auf Automobile der mittleren und zum Teil auch der oberen Klasse, die die Regierung per Dekret verfügt hat,  hat sich auf die Preise ausgewirkt, die um 4% bis 12% herabgesetzt wurden.

			***

			Der Konsum von Schweinefleisch, einschliesslich Schinken, Salami u.s.w., ist 2017 um 10% auf über 500.000 Tonnen gestiegen. Der landwirtschaftliche Verband Coninagro hat berechnet, dass die Produktion von Schweinefleisch sich in 7 Jahren verdoppelt hat, von 280.000 Tonnen 2010 auf 565.000 Tonnen 2017. Doch vom gesamten Fleischkonsum von 125 Kg. pro Kopf und Jahr, entfallen nur 14 Kg. auf Schweinefleisch. Der Rest entfällt auf Rindfleisch, Geflügel und in geringerem Umfang auf Schaffleisch. Der Aufschwung von Schweinefleisch ist direkt mit dem Aufkommen grosser Schweinezüchter verbunden, wie an erster Stelle Paladini und La Cabaña (Familie Blaquier), die die Qualität stark verbessert und die Preise im Verhältnis zum Rindfleisch gesenkt haben.

			***

			Lateinamerika

			Brasilien erhöhte 2017 den Handelsbilanzüberschuss um 40,5% auf u$s 67 Mrd., was einen Rekord darstellt, berichtet das Ministerium für Industrie und Aussenhandel.  Dies wurde vornehmlich durch hohe Eisenerzexporte nach China und Kfz. nach Argentinien erreicht.

			***

			Mexico hat 2017 eine Rekordsumme an Überweisungen erhalten. Es handelt sich vorwiegend um Beträge, die Mexikaner, die in den USA arbeiten, an Angehörige senden. In 11 Monaten 2017 waren es u$s 26,17 Mrd., so dass für das ganze Jahr u$s 27 Mrd. erwartet werden, mehr als 2016. Dies ist besonders durch den Aufschwung der Bautätigkeit in den USA zurückzuführen, die viele Mexikaner beschäftigt. Präsident Trump hatte bei seiner Wahlkampagne angekündigt, dass er diese Überweisungen besteuern werde. Doch er hat bisher nichts in diesem Sinn unternommen, wobei angeblich auch legale Probleme dabei bestehen.(dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			SanCor

			Diese Genossenschaft der Milchindustrie hat ihren Anteil von 50% an Afisa (Arla Foods Ingredients S.A.) an ihren dänischen Partner Arla Foods verkauft. Das ist ein weiterer Schritt, um die überhöhte Schuld von $ 2,7 Mrd. , die die letzte Bilanz ausweist, zu verringern. Afisa wurde im Jahr 2000 gegründet, mit dem Zweck Protein aus dem Käseserum zu erzeugen.

			Ingenio La Esperanza

			Diese grosse Zuckerfabrik, mit ausgedehnten eigenen Pflanzungen von Zuckerrohr, die sich in Jujuy befindet, wurde von der kolumbianischen Omega Energy International übernommen. Die Firma wird 600 Arbeitnehmer von 900 behalten. Von den 313 entlassenen wurden 107 in die Provinzverwaltung aufgenommen. Das Unternehmen wurde seinerzeit von der britischen Leach gegründet, ging später auf den US-Konsern Deltec über, wurde dann enteignet und danach von einer lokalen Gruppe übernommen, die jedoch aufgeben musste, so dass die Provinzverwaltung das Unternehmen erhielt. 

			Correo Argentino

			Dieses staatliche Postunternehmen, das in den 90er Jahren vom Macri-Konzern SOCMA übernommen und dann unter Néstor Kirchner rückverstaatlicht wurde, hat ein Programm in Angriff genommen, um das untragbar hohe Defizit stark zu verringern, das 2017 auf $ 3,5 Mrd. gestiegen ist, nachdem 2004, als der Staat das Unternehmen übernahm, noch ein Überschuss von $ 54 Mio. ausgwiesen wurde. Ab 2004 wurde die Belegschaft unnötigerweise von 12.100 Arbeitnehmern um 38% auf 17.000 erhöht, obwohl die Briefverteilung wegen Übergang auf Internet drastisch zurückging. 

			Modernisierungsminister Andrés Ibarra, der für das Postunternehmen verantwortlich ist, hat jetzt über den neuen Geschäftsführer Luis Freixas, mitgeteilt, dass zunächst $ 25 Mio. jährlich durch Abschaffung von Sondervergütungen für die leitenden Beamten gespart werden. Das bezieht sich auf Automobile, Chauffeure und allerlei unnötige Ausgaben.

			Das Unternehmen soll jetzt verstärkt auf Dienstleistungen übergehen, die mit dem elektronischen Handel (e-commerce) zusammenhängen, was sich vornehmlich auf die Lieferung von Paketen bezieht. Außerdem sollen die 1.824 Postbüros, die in 1.278 Gemeinden des Landes bestehen, für Einleitung von Verfahren bei staatlichen Ämtern eingesetzt werden, im Rahmen des Programmes der einheitlichen Stelle für die verschiedenen Verfahren, die mit einem Fall zusammenhängen.
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			Eine langsamere Inflationssenkung als Ziel: 5% erst 2020 statt 2019

			Am Donnerstag der Vorwoche erschienen Kabinettschef Marcos Peña, Schatzminister Nicolás Dujovne, Finanzminister Luis Caputo und ZB-Präsident Federico Sturzenegger im Fernsehen, um anzukündigen, dass der vorgesehene jährliche Rückgang der Inflationsrate etwas milder als vorgesehen ausfallen werde, so dass das Ziel einer Zunahme der Preise (gemessen mit dem INDEC-Index der Konsumentenpreise) von 5% erst 2020 statt 2019 gelten werde. Für 2018 soll die Zunahme jetzt 15% statt, wie bisher vorgesehen, 8% bis 12%, betragen. 2019 soll es dann 10% statt 5% sein, wobei dieses Ziel um ein Jahr verschoben wird. Das erscheint realistischer und daher auch glaubhafter. Aber im Wesentlichen verbleiben die Schwierigkeiten, die sich in einem Land mit chronischer Inflation als Folge eines tief eingenisteten Inflationsverhaltens ergeben. 

			Als erstes sei bemerkt, dass diese Ziele keine Prognosen sondern Richtlinien sind, an die sich die Regierung bei ihrer Wirtschaftspolitik halten muss. Die Inflationsziele sind dazu bestimmt, die einzelnen Inflationsfaktoren in Einklang zu bringen: Geldschöpfung, Abwertung, Lohnerhöhungen und Tariferhöhungen müssen sich innerhalb dieser globalen Preiszunahmen bewegen. Und wenn erreicht wird, dass auch Unternehmer, Gewerkschafter u.a. sich auch an diese Richtlinien halten, dann ist der Erfolg einfacher. Die Regierung muss klare Signale geben, dass die Richtlinien ernst gemeint sind, und sie in den ersten Konfliktfällen knallhart durchsetzen. 

			Macri hat beiläufig ZB-Präsident Sturzenegger angewiesen, keine Inflationsziele festzusetzen, weil die Inflation nicht nur ein monetäres Phänomen ist. Die ZB muss sich darauf beschränken, Ziele über die monetäre Expansion aufzustellen, die mit der Wirtschaftsführung abgesprochen sein müssen, und dafür zu sorgen, dass sie erfüllt werden. Die ZB hat formell eine unabhängige Stellung, was gelegentlich zu Konflikten mit der Wirtschaftsführung führt, ist jedoch kein Staat im Staat. Sturzenegger wurde in letzter Zeit innerhalb der Regierung wegen der hohen Zinsen der Lebac-Wechsel kritisiert. Seine Anwesenheit bei der Ankündigung der neuen Inflationsziele war wohl auch dazu bestimmt, zu zeigen, dass es keinen internen Konflikt gibt. 

			Das Defizit der Staatsfinanzen

			Das Defizit der Finanzen des Bundesstaates soll schrittweise gesenkt werden. In Prozenten des Bruttoinlandsproduktes ist folgende Entwcklung vorgesehen:
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			In Wirklichkeit ist das echte (als “finanziell” bezeichnete) Defizit höher, weil der buchmäßige ZB-Gewinn, der sich wegen der Aufwertung des Pesobetrags der ZB-Reserven wegen der Abwertung ergibt,  als echte Einnahme gebucht wird, ebenso der Gewinn des Sonderfonds der ANSeS, der für die Rentner und nicht für das Schatzamt bestimmt ist. Außerdem wird das Defizit der Zentralbank nicht berücksichtigt, das vornehmlich durch die hohe Last der Lebac-Zinsen entsteht und technisch als “quasifiskalisches Defizit” bezeichnet wird. Wenn man alles zusammenzählt, so gelangt man für 2017 bequem auf 8% des BIP. 

			Doch abgesehen davon ist die vorgesehene Abnahme nur mit tiefen Eingriffen möglich, die vorläufig nicht erwähnt werden. Die vielen kleinen Fortschritte auf diesem Gebiet, die schon bestehen und die, die kontinuierlich hinzukommen, reichen nicht aus, um das vorgesehene Ergebnis möglich zu machen. Das Grundproblem besteht darin, dass unter den Kirchners die Staatsquote (Staatsausgaben insgesamt, bezogen auf das BIP) um über 10 Prozentpunkte des BIP gestiegen ist, und sich dies nicht mit Steuereinnahmen finanzieren lässt, weil der Steuerdruck ohnehin schon untragbar hoch ist.

			Der Wechselkurs

			Am gleichen Tag der Ankündigung der neuen Inflationsziele sprang der Dollarkurs auf $ 19,50. Der Dollarkurs war gegenüber der Entwicklung der internen Preise stark zurückgeblieben, und musste somit gelegentlich steigen. Dabei sind Sprünge, und nicht kleine tägliche Abwertungen, die Regel, In einer Woche stieg der Kurs zum Donnerstag der Vorwoche um 6,75% und im ganzen Jahr um 20,25%, also immer noch unter einer Inflation von ca. 24%. Doch gleich am Freitag ging der Kurs wieder zurück.  

			Das Problem mit der Abwertung besteht in Argentinien darin, dass diese sich sofort auf die internen Preise auswirkt, und zwar nicht nur auf die von importierten und Gütern, und solchen, die auch exportiert werden,  sondern allgemein. Unternehmer und Konsumenten denken eben weitgehend in Dollar, nachdem der Peso seine Eigenschaft als Wertmesser seit Jahrzehnten zum großen Teil eingebüßt hat. 

			Für Dezember 2017 wird mit einer Zunahme des Indices der Konsumentenpreise von ca. 2,5% gerechnet, und jetzt besteht die Aussicht, dass es infolge des Abwertungssprunges und der Tariferhöhungen im Januar mindestens ebenso viel sind. Das führt dann dazu, dass die Ankündigung über einen abnehmenden Inflationsrhythmus wenig glaubhaft erscheint, und Unternehmer und Konsumenten dann in diesem Sinn handeln, was die Senkung der Inflationsrate noch schwieriger macht. Auf alle Fälle müsste die Inflationsrate im Februar 2018 unter 1,5% liegen, um die Gemüter zu beruhigen, und das ist nicht einfach.

			Die ZB verfügt über ausreichende Devisenreserven, um den Wechselkurs zu verwalten und die Abwertung zu begrenzen. Diese sollte nicht über der internen Inflation liegen, Es ware vernünftig gewesen, am Donnerstag der Vorwoche Dollar aus den Reserven zu verkaufen, um den Sprung vom Donnerstag der Vorwoche zu vermeiden, der störend für die offizielle Ankündigung wirkte. Ein Kurssprung in der zweiten Januarhälfte hätte anders gewirkt. Dass der Wechselkurs weiter zurückbleibt wäre verhängnisvoll, ebenso wie eine Abwertung über die interne Inflation. Dass der Wechselkurs schwankt ist normal; aber die mittelfristige Tendenz muss der Richtlinie entsprechen, die jetzt aufgestellt wurde. Um dies zu sichern sind die ZB-Reserven da, die gegenwärtig relativ hoch sind, doch laut Sturzenegger noch höher sein müssten. Doch wenn die Reserven ständig und in höherem Umfang schrumpfen, dann stimmt etwas nicht, und dann müssen rechtzeitig Korrekturmaßnahmen getroffen werden, die schon jetzt vorgesehen sein sollten.

			Die monetäre Expansion

			Die monetäre Expansion hängt grundsätzlich vom Defizit der Staatsfinanzen ab. Dieses Defizit wird zum Teil mit Verschuldung auf dem internationalen Finanzmarkt gedeckt. Sofern dies mit einem Defizit bei der Leistungsbilanz (Handelsbilanz und Dienstleistungsbilanz) gedeckt wird, entsteht keine monetäre Wirkung. Doch dies ist ein anormaler Zustand. Die Regierung stellt jetzt eine Verringerung dieses Defizits in Aussicht, was vorerst als Wunschdenken erscheint. 

			Zusammen mit der Ankündigung über die Inflationsentwicklung wurde auch bekanntgegeben, dass die ZB die Zuwendungen an das Schatzamt stark verringern werde: 2018 sollen es $ 140 Mrd, und 2019 $ 70 Mrd. sein, und in einigen Jahren nur $ 30 Mrd. Wenn das Schatzamt dies jedoch mit höheren Ausgaben von Staatstiteln ausgleicht, die auf Dollar lauten, ergibt sich eventuell die gleiche monetäre Wirkung, es sei denn das Defizit der Leistungsbilanz nimmt weiter zu, oder es werden Dollarschulden bezahlt (öffentliche und private), oder es handelt sich um lokale Käufer, die ihre Dollarguthaben dafür einsetzen. Immerhin besitzen die Bewohner des Landes (gemäß Angaben der Federal Reserve der USA) über u$s 50 Mrd. in Dollarscheinen. Für viele kann es interessant erscheinen, Zinsen auf ihre Dollar zu verdienen.  

			Wenn die monetären Expansionsfaktoren, also das Defizit der Staatsfinanzen und die Zunahme der ZB-Reserven, abnehmen, dann braucht die ZB auch nicht mehr so viele Lebac auszugeben, um den Geldüberhang zu neutralisieren. Dann kann die ZB auch niedrigere Zinsen bieten. Die Lebac-Zinsen sind gleich nach der Ankündigung der neuen Inflationsrichtlinien leicht gesunken. Die Lebac-Problematik wird in der Öffentlichkeit falsch dargestellt: die hohen Zinsen sind nicht eine eigenwillige Entscheidung von Sturzenegger, sondern sie entsprechen den Marktbedingungen. Wenn die ZB weniger Lebac unterbringt, kann sie auch niedrigere Zinsen bieten. Das soll jetzt erreicht werden, ist jedoch gewiss nicht einfach, nachdem der grösste Teil des Lebac-Bestandes kurzfristig ist, so dass die ZB gezwungen ist, eine hohe Lebac-Menge unterzubringen, um eine expansive monetäre Wirkung der Verringerung des Lebac-Bestandes zu vermeiden.

			Die ZB hat die Geldschöpfung, gemessen an der monetären Basis, bisher bei 25% bis 30% jährlich gehalten, was sich mit der bestehenden Inflation zusammenreimt und die Wirtschaft ausreichend mit Geld versorgt, ohne die Inflation anzutreiben. Die Geldschöpfung spielt dabei eine passive Rolle. Wenn die Jahresinflation jetzt auf 15% zurückgeschraubt wird, dann muss die Zunahme der Geldmenge entsprechend verringert werden, damit die Inflation nicht von der monetären Seite angeheizt wird. Doch das ist für die ZB nur möglich, wenn das Staatsdefizit spürbar abnimmt. Die Möglichkeit, noch mehr Lebac auszugeben, kommt gegenwärtig kaum in Frage, weil der Bestand ohnehin schon gefährlich hoch ist.  

			Die Lohnerhöhungen

			Die Lohnerhöhungen sollen 2018 bei 15% liegen, was im Einklang mit der Inflation wäre. In einigen Fällen wurden schon niedrigere Zulagen vereinbart, aber mit einer Inflationsklausel.(auf spanisch “cláusula gatillo”, auf englisch “trigger clause”), die vorsieht, dass eine neue Lohnverhandlung stattfindet, wenn die Inflation in der Periode des Abkommens über der vereinbarten Erhöhung liegt. In vielen Fällen wurde schon 2017 eine Klausel dieser Art in die Abkommen eingefügt, die jedoch noch nicht erfüllt wurde. Dabei haben einige Gewerkschafter schon erklärt, dies komme zu den Erhöhungen für 2018 hinzu. Doch dann wären es weit mehr als 15%, und dabei geht die Inflationsrechnung nicht auf. Jetzt will die Regierung angeblich diese Klausel ausschließen, zumindest im öffentlichen Bereich.

			Um das Ziel von 15% effektiv einzuhalten müsste die Regierung zunächst dafür sorgen, dass die Erhöhungen im öffentlichen Bereich effektiv unter 15%, wenn möglich sogar unter 12% liegen. Abgesehen davon wäre es wichtig, die Lohnerhöhungen nicht mehr ganz an die Entwicklung der Preise zu binden, sondern an Produktivitätsfortschritte, die es als Folge der technologischen Revolution, und auch aus anderen Gründen, allgemein gibt. Das führt jedoch zu einer stärkeren Lohndifferenzierung, und gerade das geht den Gewerkschaften gegen den Strich. 

			Beiläufig sei bemerkt, dass in diesem Zusammenhang der Begriff der “Kerninflation” hervorgehoben werden sollte. Bei dieser werden die Preise, die von staatlichen Regulierungen abhängen, also vorwiegend Tarife öffentlicher Dienste, bei Seite gelassen, so dass der Index der Kerninflation eine geringere Zunahme als der allgemeinen Preisindex ergibt. Eine Inflationsklausel mit den Index der Kerninflation wäre dann leichter zu verkraften. 

			Die Tarife öffentlicher Dienste

			Die Tarife öffentlicher Dienste müssen über die allgemeine Inflation hinaus erhöht werden. Auch wenn die volle Kostendeckung nicht erreicht wird, fehlen noch gewaltige Erhöhungen, damit sie zumindest etwas über der Hälfte und wenn möglich zwei Drittel der vollen Kosten decken. Besonders beim Personentransport im Raum von Groß-Buenos Aires besteht hier ein großes Problem. 

			Es geht hier um eine Änderung der relativen Preise, also der von öffentlichen Diensten im Verhältnis zu den anderen, und auch zu den Löhnen. Das wirkt gesamthaft inflationär, weil es nicht durch Preissenkungen bei anderen Gütern ausgeglichen wird, und bedeutet eine Verringerung des Reallohnes, die eben hingenommen werden muss.  

			Dabei sollte auch berücksichtigt werden, dass die Tarife, sowohl beim Strom, Gas und Wasser, wie beim öffentlichen Personentransport, zunehmend differenziert werden, sodass Personen mit niedrigerem Einkommen oder solche, die stärker vom Transporttarif betroffen werden, niedrigere Tarife zahlen. Das begünstigt die Empfänger niedrigerer Löhne, und das muss bei Lohnverhandlungen hervorgehoben werden.

			Schlussfolgerungen

			Wenn das Ziel einer einstelligen Jahresinflation glaubhaft erscheint, hat es eine positive Wirkung auf die Wirtschaft, die dann weiter wachsen kann, wobei dann auch viele Einzelprobleme gelöst oder gemildert werden. Denn dann können Unternehmer mittel- und langfristig planen, ohne durch die Aussicht auf einen Inflations- und Abwertungssprung wie Anfang 2002 gehemmt zu werden. Eine BIP-Zunahme von 3% jährlich, die viele Jahre anhält, ist für Argentinien durchaus möglich, und es ist daher auch glaubhaft, so dass sie als Grundlage der Planung genommen wird.

			Doch das Vertrauen in den Übergang auf eine zivilisierte Inflation erfordert jetzt harte Maßnahmen. Einmal muss es konkrete Entscheidungen bezüglich der Senkung der Staatsausgaben geben, wie die, die wir an dieser Stelle aufgeführt haben: Schließung   des Kohlenbergwerkes von Rio Turbio. Aufgabe der Umwandlung der Sarmiento-Bahn in eine U-Bahn, Einfrierung der freiwerdenden Stellen im Staat, Verkleinerung der bürokratischen Staatsstruktur, mit Abschaffung politischer Ämter, und Ersparnisse auf breiter Ebene, die bei der Vergeudung, die beim Staat die Regel ist, durchaus möglich sein sollten.  

			Und dann müssen die Lohnverhandlungen dahingehend geändert werden, dass ein Vertreter des Handelssekretariates teilnimmt, der sich Lohnerhöhungen widersetzt, die über die offizielle Richtlinie hinausgehen. Besonders muss er Stellung gegen Lohnerhöhungen nehmen, die auf die Preise abgewälzt werden oder Subventionen erfordern. Dieser Staatsvertreter muss ein Vetorecht haben. Dies kann die Regierung per Notstandsdekret verfügen. Ohne dies werden die Gewerkschaften weiter ihre Strategie durchsetzen, die darin besteht, in bestimmten Fällen hohe Lohnerhöhungen zu erpressen (also z.B. 25% statt 15%), die dann nach und nach bei anderen Branchen als Vorbild genommen werden.

			Argentinien ist weltweit ein Sonderfall, dessen Eigenart man begreifen muss, um eine effektive Politik der Inflationssenkung zu formulieren und durchzusetzen. Man sollte davon Abstand nehmen, die Stabilisierungspolitik fortgeschrittener Länder auf Argentinien zu übertragen, denn sie ist hier wirklichkeitsfremd.

			Argentinien hat ab 1945 eine Inflation von durchschnittlich über 20% jährlich erlebt, und ab Juli 1975 eine dreistellige, die in drei Hyperinflationswellen ausartete, mit Höhepunkten jeweils im März 1976, 1989 und 1990. Im Jahr 1991 setzte dann ein Jahrzehnt der Stabilität ein. 2002 wurde die Stabilität aufgegeben, so dass die Inflation sofort in die Höhe sprang, und nach einigen Monaten die chronische Inflation früherer Zeiten wieder aufkam, die zunächst als “normal” empfunden wurde, und dann, als sie höher wurde, böse Erinnerungen hervorrief und zunehmend störend wirkte. Diese Erfahrung, die mit einer starken Gewerkschaftsmacht verbunden war,  hat das Verhalten der Gesellschaft und der Unternehmer geprägt, und erschwert eine Politik der Inflationssenkung, geschweige denn einer echte Stabilitätspolitik. Ohne das Bewusstsein dieser Lage und der Entschlossenheit, sie zu überwinden, so schwierig dies politisch und faktisch auch ist, ist ein Erfolg ausgeschlossen. Die Stunde der Wahrheit hat geschlagen.

			 

			 

		

	